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Zwangsweise Vorführung zur Abklärung des Sachverhalts
Sachverhalt

Wir haben eine Gefährdungsmeldung erhalten und  die Vormundschaftsbehörde (Gemeinderat) hat der Fachstelle für persönliche Beratung (Familienberatungsstelle des Bezirks) einen Abklärungs-Auftrag gegeben. Die Familie  weigert sich, mitzumachen und an Gesprächen teilzunehmen. Ich weiss von anderen Kantonen, dass Betroffene mit Busse oder polizeilicher Vorführung zur Zusammenarbeit gezwungen werden. Wie können solche "Zwangsmassnahmen" begründet werden? Ist das kantonal geregelt?
Erwägungen

1. Das Verfahren zur Anordnung einer Kindes- oder Erwachsenenschutzmassnahme ist zur Zeit noch kantonal geregelt (Art. 314, 373 und 397 ZGB), wird aber gestützt auf die im Jahre 2000 von Volk und Ständen beschlossenen Justizreform in ein paar Jahren bundesrechtlich geregelt werden.

2. Welche Möglichkeiten bestehen, die Mitwirkung an einem Verfahren zu erzwingen und insbesondere durchzusetzen, dass Einladungen Folge zu leisten ist, beurteilt sich demnach nach kantonalem Verfahrensrecht, das in der deutschen Schweiz in aller Regel in den kantonalen Verwaltungsrechtspflegegesetzen festgelegt ist, teilweise auch in den EG ZGB oder speziellen Verfahrensordnungen. Für den Kanton Aargau gilt folgende Bestimmung:


Verwaltungsrechtspflegegesetz (VRPG, SAR 271.100)

§ 21

1 Die Beteiligten sind verpflichtet, an der Feststellung des Sachverhalts

mitzuwirken, soweit dies besondere Vorschriften vorsehen, oder soweit

sie ein Verfahren durch ihre Begehren einleiten oder darin selbstständige

Begehren stellen.

2 Wenn die Beteiligten die notwendige und zumutbare Mitwirkung

verweigern, ist die Behörde nicht verpflichtet, auf deren Begehren einzutreten.

Tritt sie ein, würdigt sie dieses Verhalten nach freiem Ermessen.

3 Ist das persönliche Erscheinen eines Beteiligten unerlässlich, so kann

polizeiliche Vorführung angeordnet werden. Dies soll in der Regel erst

nach unentschuldigtem Ausbleiben erfolgen, und wenn die Vorführung

zuvor angedroht wurde.
3. Wichtig ist zu beachten, dass die polizeiliche Vorführung nicht von der mit der Abklärung beauftragten Fachstelle angeordnet werden kann, sondern nur von der Vormundschaftsbehörde. Sie hat demnach im Falle renitenter Beteiligter eine verfahrensleitende Verfügung zu erlassen, in welcher die Abklärungsstelle mit der Abklärung beauftragt wird und die Beteiligten angewiesen werden, den Einladungen Folge zu leisten, unter Androhung der polizeilichen Vorführung im Unterlassungsfalle. Diese Androhung sollte aber sehr zurückhaltend eingesetzt werden und wird in der Regel – namentlich wenn keine Gefahr im Verzug ist - erst nach erfolgloser erster Einladung erlassen.


4. Wenn das kantonale Verfahrensrecht keine entsprechenden Vorschriften enthalten würden, kann unter Anwendung von Art. 292 Strafgesetzbuch (Missachtung einer behördlichen Verfügung) eine Weisung zum Erscheinen unter Strafandrohung erlassen und als Druckmittel eingesetzt werden.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 5. Oktober 2005
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